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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 R 58/12 B 
 
L 6 R 321/08 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 11 R 17/06 (SG Speyer) 
 
 
 
……………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r   

und den Richter K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 11. Januar 2012 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 11.1.2012 hat das LSG Rheinland-Pfalz einen Anspruch der Klägerin auf Gewäh-

rung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint, weil sie noch nicht erwerbsgemindert 

gewesen sei, als sie im Dezember 1992 die besonderen versicherungsrechtlichen 

Voraussetzungen (sog 3/5-Belegung) letztmals erfüllte. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensmängel geltend gemacht.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht.  

 

Soweit die Klägerin Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) gel-

tend macht, lässt sie die besonderen Anforderungen dieser Rüge unbeachtet. Denn nach § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann ein Verfahrensmangel "auf eine Verletzung des § 103 nur ge-

stützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das Landessozialgericht ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist". Die Klägerin behauptet jedoch nicht, einen derarti-

gen Beweisantrag - im hier maßgeblichen Sinn der ZPO - bis zum Schluss der mündlichen Ver-

handlung vor dem LSG durch einen entsprechenden Hinweis zu Protokoll aufrechterhalten zu 
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haben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 f; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11). Ein 

Beweisantrag muss präzise aufzeigen, über welche im Einzelnen bezeichneten Punkte welcher 

Beweis erhoben werden soll. Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine bestimmte Tatsa-

chenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für diese Tatsache (BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Deshalb genügt es nicht, dass die Beschwerde rügt, das LSG hätte 

sich aufgrund objektiver Umstände zu weiterer Sachaufklärung gedrängt sehen müssen.  

 

Wenn die Klägerin darüber hinaus einwendet, das LSG habe "die Feststellungen des Sachver-

ständigen Prof. Dr. Huber und die vorliegenden medizinischen Unterlagen und Befundberichte 

für die Zeit vor 1993 nicht ausreichend gewürdigt", rügt sie einen Verstoß gegen § 128 Abs 1 

S 1 SGG. Sie übersieht jedoch, dass auf eine Missachtung dieser Norm kein Verfahrensmangel 

gestützt werden kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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